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Präambel 

Gemäß § 7a Abs. 5 Satz 3 Energiewirtschaftsgesetz (EnWG) ist ein vertikal integriertes 

Unternehmen verpflichtet, jährlich einen Bericht über die zur Gewährleistung der 

Gleichbehandlung ergriffenen Maßnahmen vorzulegen. Der Bericht ist der Bundesnetzagentur 

jeweils bis zum 31. März des Folgejahres zu übermitteln. 

Mit dem vorliegenden Gleichbehandlungsbericht dokumentiert die Energieversorgung 

Leverkusen GmbH (EVL) die im Berichtszeitraum vom 1. Januar 2025 bis zum 31. Dezember 

2025 getroffenen organisatorischen, prozessualen und personellen Maßnahmen zur 

Sicherstellung einer diskriminierungsfreien Ausübung des Netzgeschäfts. Der Bericht stellt 

insbesondere dar, wie die gesetzlichen Vorgaben zur energiewirtschaftlichen Entflechtung 

innerhalb der Organisation umgesetzt werden und welche Instrumente zur Überwachung der 

Einhaltung des Gleichbehandlungsprogramms eingesetzt werden.  

Der vorliegende Gleichbehandlungsbericht bezieht sich auf die EVL als eine Tochter der Stadt 

Leverkusen und der RheinEnergie AG. Außer der EVL werden jedoch von diesem Bericht keine 

weiteren Gesellschaften umfasst. Dies folgt zum einen daraus, dass seitens der Stadt 

Leverkusen keine weiteren Gesellschaften mit Tätigkeiten des Netzbetriebs befasste 

Mitarbeiter beschäftigen und damit nicht in den Geltungsbereich des 

Gleichbehandlungsprogramms der EVL fallen, als auch zum anderen daraus, dass die weiteren 

Konzernbeteiligungen der RheinEnergie AG entweder ebenfalls eigene 

Gleichbehandlungsberichte erstellen oder vom Gleichbehandlungsbericht der RheinEnergie 

AG umfasst werden 

Die Gewährleistung eines diskriminierungsfreien Netzbetriebs ist eine wesentliche 

Voraussetzung für einen funktionierenden Wettbewerb im Energiemarkt. Als Betreiber von 

Energieversorgungsnetzen trägt die EVL eine besondere Verantwortung dafür, dass sämtliche 

Marktteilnehmer bei der Nutzung der Netzinfrastruktur gleichbehandelt werden. Dies gilt 

insbesondere im Verhältnis zwischen dem Netzbetrieb und den innerhalb des 

Unternehmensverbundes vorhandenen wettbewerblichen Tätigkeiten, insbesondere dem 

Energievertrieb. 

Das Gleichbehandlungsprogramm der EVL bildet den organisatorischen und regulatorischen 

Rahmen zur Umsetzung der gesetzlichen Entflechtungsvorgaben. Die Einhaltung dieses 

Programms wird durch den Gleichbehandlungsbeauftragten überwacht. 
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Dieser Bericht wird vorgelegt von 

Herrn Rechtsanwalt (Syndikusrechtsanwalt) Matthias Schereik, LL.M. 

Gleichbehandlungsbeauftragter der EVL 

Overfeldweg 23 

51371 Leverkusen 

Im Internet wird der Bericht auf der Internetseite der EVL veröffentlicht unter 

 https://evl-leverkusen.de/gleichbehandlungsbericht 

 

1 Änderungen bei der Selbstbeschreibung der EVL 

Im Berichtszeitraum ergaben sich keine Änderungen bei der Selbstbeschreibung der 

Energieversorgung Leverkusen GmbH im Sinne der energiewirtschaftlichen 

Entflechtungsvorschriften. 

Zu Beginn des Jahres 2025 wurde die Rheinische Netzgesellschaft mbH zu einem großen 

Netzbetreiber mit neuer Firmierung – RheinNetz GmbH – umgewandelt. In diesem 

Zusammenhang wurden sämtliche Verträge, die ursprünglich seitens der EVL mit der 

RheinEnergie geschlossen wurden auf die RheinNetz übertragen. Die Netze der EVL werden 

nunmehr unmittelbar an die RheinNetz verpachtet. Die Dienstleistungsverträge zur 

Übernahme von operativen Tätigkeiten des Netzbetriebs wurden unmittelbar auf die 

RheinNetz übertragen. 

Die EVL selbst ist weiterhin als vertikal integriertes Unternehmen tätig und nimmt sowohl 

Aufgaben im Netzbetrieb als auch im Wettbewerb wahr. Die organisatorischen Strukturen und 

Verantwortlichkeiten zur Sicherstellung der Unabhängigkeit des Netzbetriebs gegenüber 

wettbewerblichen Tätigkeiten haben sich im Berichtszeitraum nicht verändert. 

Die bestehenden organisatorischen Regelungen gewährleisten weiterhin, dass Entscheidungen 

im Zusammenhang mit dem Netzbetrieb unabhängig von vertrieblichen Interessen getroffen 

werden. Die entsprechenden Zuständigkeiten innerhalb der Organisation sind klar definiert 

und in den internen Regelwerken dokumentiert. 

Im gesellschaftsrechtlichen Verbund noch in der personellen Zusammensetzung der 

Geschäftsführung der EVL hat es im Berichtszeitraum keine weiteren Änderungen gegeben. 

Allerdings wird Herr Dr. Ulrik Dietzler als Geschäftsführer der EVL zum 31.03.2026 ausscheiden. 

Als Nachfolger ist Herr Dr. Jan Meese ab dem 01.04.2026 angestellt. 
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2 Maßnahmen zur diskriminierungsfreien Ausübung des 
Netzgeschäfts 

Die Energieversorgung Leverkusen GmbH stellt durch organisatorische und prozessuale 

Maßnahmen sicher, dass der Netzbetrieb diskriminierungsfrei ausgeübt wird. Grundlage 

hierfür ist das Gleichbehandlungsprogramm, das verbindliche Verhaltensregeln für alle 

betroffenen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter festlegt. 

Die organisatorische Struktur der EVL gewährleistet eine klare Trennung zwischen den 

Aufgaben des Netzbetriebs und den wettbewerblichen Tätigkeiten des Unternehmens. 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Netzbereichs nehmen keine vertrieblichen Aufgaben 

wahr. Entscheidungen über Netzanschlüsse, Netznutzung oder technische Anforderungen 

erfolgen ausschließlich auf Grundlage objektiver technischer und regulatorischer Kriterien. 

Zur Sicherstellung einer diskriminierungsfreien Behandlung aller Marktteilnehmer werden 

netzrelevante Geschäftsprozesse standardisiert und transparent gestaltet. Dies betrifft 

insbesondere Verfahren im Zusammenhang mit dem Netzanschluss, der Netznutzung sowie 

der Marktkommunikation. Die Prozesse orientieren sich an den bundesweit geltenden 

Marktregeln und den Vorgaben der Bundesnetzagentur. 

Darüber hinaus wird durch eine umfassende Dokumentation der relevanten Abläufe 

sichergestellt, dass Entscheidungen nachvollziehbar und überprüfbar sind. Die Dokumentation 

ermöglicht zugleich eine regelmäßige Überprüfung durch den 

Gleichbehandlungsbeauftragten. 

Ein weiterer Schwerpunkt liegt auf der Sensibilisierung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 

für die Anforderungen der Gleichbehandlung. Durch Schulungsmaßnahmen und interne 

Informationsangebote wird sichergestellt, dass die relevanten gesetzlichen Vorgaben bekannt 

sind und im Arbeitsalltag berücksichtigt werden. 

3 Ausgestaltung des Gleichbehandlungsmanagements 

Die organisatorische Ausgestaltung des Gleichbehandlungsmanagements hat sich im 

Berichtszeitraum gegenüber dem Vorjahr nicht verändert. 

Das Gleichbehandlungsmanagement der EVL basiert auf mehreren miteinander verzahnten 

Elementen. Hierzu zählen insbesondere das Gleichbehandlungsprogramm, die Tätigkeit des 

Gleichbehandlungsbeauftragten sowie ein Schulungs- und Überwachungskonzept. 
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Der Gleichbehandlungsbeauftragte ist organisatorisch so eingebunden, dass er frühzeitig über 

relevante organisatorische oder prozessuale Veränderungen informiert wird. Diese Einbindung 

ermöglicht es, bereits im Rahmen der Planung neuer Abläufe oder organisatorischer 

Anpassungen auf die Einhaltung der Gleichbehandlungsvorgaben hinzuwirken. 

Durch die enge Zusammenarbeit mit den Fachbereichen wird gewährleistet, dass 

Gleichbehandlungsaspekte in die Gestaltung neuer Prozesse integriert werden und mögliche 

Diskriminierungsrisiken frühzeitig erkannt werden. 

 

3.1 Gleichbehandlungsprogramm 

Das Gleichbehandlungsprogramm der EVL bildet die Grundlage für die Umsetzung der 

gesetzlichen Entflechtungsvorgaben innerhalb des Unternehmens. 

Das Gleichbehandlungsprogramm beschreibt insbesondere die organisatorische Trennung 

zwischen Netzbetrieb und wettbewerblichen Tätigkeiten, den Umgang mit wirtschaftlich 

sensiblen Informationen sowie die Aufgaben und Befugnisse des 

Gleichbehandlungsbeauftragten. 

Die im Gleichbehandlungsprogramm festgelegten Regelungen sind für alle betroffenen 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter verbindlich. Das Programm wird regelmäßig überprüft und 

bei Bedarf angepasst. 

Mit dem Wirksamwerden der Verpflichtungen zum Unbundling wurde ein 

Gleichbehandlungsprogramm erstellt, auf das alle Mitarbeiter gemäß den Vorschriften 

des EnWG verpflichtet wurden. Im Zusammenhang mit der Verpflichtung wurde den 

Mitarbeitern das Gleichbehandlungsprogramm ausgehändigt und es wurde 

Bestandteil der Verpflichtung. 

Darüber hinaus ist das Gleichbehandlungsprogramm Bestandteil des 

Organisationshandbuches der EVL, das im Intranet für alle Mitarbeiter veröffentlicht 

ist. Die Vorschriften des Organisationshandbuches sind für die Mitarbeiter der EVL 

verpflichtend. 

Im Berichtsjahr 2025 wurde das Gleichbehandlungsprogramm einer Überprüfung 

unterzogen. Insbesondere vor dem Hintergrund der Umstrukturierung der RheinNetz 

GmbH zu einem großen Netzbetreiber war auch das Gleichbehandlungsprogramm der 

EVL anzupassen.  

Im Rahmen dieser Anpassung wurden auch weitere redaktionelle Anpassungen 

vorgenommen, die insbesondere der sprachlichen Präzisierung und Aktualisierung 
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einzelner Regelungen dienten. Inhaltliche Änderungen der grundlegenden Regelungen 

(außer bei der Umstrukturierung der RheinNetz) waren nicht erforderlich. 

 

3.2 Gleichbehandlungsbeauftragter / -stelle 

Die Funktion des Gleichbehandlungsbeauftragten wurde im Berichtsjahr unverändert 

wahrgenommen. 

Der Gleichbehandlungsbeauftragte ist innerhalb der Organisation so positioniert, dass eine 

unabhängige Wahrnehmung seiner Aufgaben gewährleistet ist. Gleichzeitig ist er fest in die 

relevanten organisatorischen Strukturen eingebunden. Diese Einbindung ermöglicht eine 

unmittelbare Beteiligung an Abstimmungen über organisatorische oder prozessuale 

Veränderungen. 

Durch diese organisatorische Verankerung ist gewährleistet, dass der 

Gleichbehandlungsbeauftragte frühzeitig über geplante Veränderungen informiert wird und 

gegebenenfalls steuernd eingreifen kann. Darüber hinaus steht er den Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeitern als Ansprechpartner für Fragen im Zusammenhang mit der Gleichbehandlung zur 

Verfügung. 

Hinsichtlich der Person des Gleichbehandlungsbeauftragten für die EVL hat sich 

gegenüber den Vorjahren keine Veränderung ergeben. Die Funktion wurde von der 

Geschäftsführung im Jahr 2018 an Herrn Matthias Schereik übertragen, der sie auch 

weiterhin ausfüllt. 

Da sich die strukturellen Kommunikationsbeziehungen zur Geschäftsführung in den 

vergangenen Jahren bewährt haben, waren im Berichtszeitraum keine Änderungen 

veranlasst. Auch in Zukunft wird es regelmäßige Meetings zum Zwecke des 

Informations- und Gedankenaustausches zu den spezifischen Entflechtungsfragen 

zwischen der Geschäftsführung und dem Gleichbehandlungsbeauftragten geben. 

 

Um den dauerhaften Transfer von Neuerungen und fachlichen Kenntnissen und Kompetenzen 

an den Gleichbehandlungsbeauftragten sicherzustellen, nimmt dieser regelmäßig an 

Fortbildungsveranstaltungen des BDEW teil. Im Jahr 2025 handelte es sich um die 

Veranstaltung 

BDEW „Gleichbehandlungsmanagement 2025“. 
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3.3 Umsetzung des Gleichbehandlungsprogramms 

Die Umsetzung des Gleichbehandlungsprogramms erfolgt durch eine Kombination aus 

organisatorischen Maßnahmen, Schulungsaktivitäten und kontinuierlicher Überwachung. 

Ein wesentlicher Bestandteil der Umsetzung ist die Sensibilisierung der Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter für die Anforderungen der Gleichbehandlung. Im Berichtszeitraum wurden alle neu 

eingestellten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter über die Inhalte des 

Gleichbehandlungsprogramms informiert und entsprechend geschult. 

Die Schulungen vermitteln die grundlegenden gesetzlichen Anforderungen der 

energiewirtschaftlichen Entflechtung sowie die Bedeutung der Gleichbehandlung im 

Netzbetrieb. Darüber hinaus werden typische Risikosituationen aus dem Arbeitsalltag 

dargestellt, um den praktischen Bezug der Regelungen zu verdeutlichen. 

Im Berichtszeitraum sind keine Beschwerden eingegangen, die auf mögliche 

Diskriminierungstatbestände im Zusammenhang mit dem Netzbetrieb hindeuten. 

Darüber hinaus wurden lediglich vereinzelt Zugänge an Verfahren im Zusammenhang mit der 

Schlichtungsstelle Energie registriert. Diese Fälle standen jedoch nicht im Zusammenhang mit 

möglichen Verstößen gegen die Gleichbehandlungsvorschriften. 

Alle eingehenden Beschwerden werden unabhängig davon systematisch erfasst und 

ausgewertet. Ziel dieser Auswertung ist es, mögliche strukturelle Probleme frühzeitig zu 

erkennen und gegebenenfalls geeignete Maßnahmen einzuleiten. 

 

4 Prüfung von Geschäftsprozessen, die Diskriminierungspotential 
aufweisen 

Im Rahmen des Gleichbehandlungsmanagements werden regelmäßig Geschäftsprozesse 

daraufhin überprüft, ob sie potenziell diskriminierungsanfällig sind. 

Besondere Aufmerksamkeit gilt dabei Prozessen, bei denen ein direkter Kontakt zu 

Marktteilnehmern besteht oder bei denen wirtschaftlich sensible Informationen verarbeitet 

werden. Hierzu zählen insbesondere Verfahren im Zusammenhang mit dem Netzanschluss, der 

Netznutzung sowie der Marktkommunikation. 

Die regelmäßige Überprüfung dieser Prozesse dient dazu, mögliche Diskriminierungsrisiken 

frühzeitig zu erkennen und durch geeignete organisatorische oder prozessuale Anpassungen 

zu minimieren. 
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4.1 Diskriminierungsanfällige Netzbetreiber-Aufgaben (DNA) 

Es ist auf vertraglichen Regelungen in den Dienstleistungsverträgen sichergestellt, dass die 

RheinNetz GmbH die besonders diskriminierungsanfälligen Netzbetreiberaufgaben 

unabhängig erbringt. „Diskriminierungsanfällige Netzbetreiber-Aufgaben (DNA)“, gemäß der 

Auflistung der Bundesnetzagentur in der Konkretisierung der gemeinsamen 

Auslegungsgrundsätze der Regulierungsbehörden des Bundes und der Länder zu den 

Entflechtungsbestimmungen in §§ 6-10 EnWG vom 21. Oktober 2008, werden von der EVL 

nicht getätigt. 

 

4.2 Smart-Meter-Rollout 

Der Roll-Out intelligenter Messsysteme stellt einen wichtigen Bestandteil der Digitalisierung 

der Energiewirtschaft dar. Im Berichtszeitraum wurde die Umsetzung der gesetzlichen 

Vorgaben zum Smart-Meter-Roll-Out weiter vorangetrieben. 

Dabei wurde sichergestellt, dass die entsprechenden Prozesse diskriminierungsfrei 

ausgestaltet sind und sämtliche Marktteilnehmer gleich behandelt werden. Insbesondere 

wurde darauf geachtet, dass Informationen im Zusammenhang mit dem Einbau intelligenter 

Messsysteme nicht selektiv weitergegeben werden. 

Der Gleichbehandlungsbeauftragte wurde über die wesentlichen Entwicklungen im 

Zusammenhang mit dem Smart-Meter-Roll-Out informiert und konnte die entsprechenden 

Prozesse begleiten. 

Soweit die EVL im derzeitigen Berichtszeitraum 2024 auch weiter moderne Messeinrichtungen 

und Smart-Meter-Gateways eingebaut hat, lassen sich die Einbauzahlen in der folgenden 

Abbildung ablesen: 
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Im Vergleich mit den Roll-Out-Zahlen zum 31.12.2024 lässt sich feststellen, dass sich die Anzahl 

der modernen Messeinrichtungen von 55.538 auf 61.726 erhöhen ließ. Dies ist eine Steigerung 

auf 58,26 % des Gesamtbestandes. Bei den intelligenten Messsystemen konnte die Zahl der 

verbauten Smart-Meter-Gateways von 1193 auf 2254, mithin auf 2,13 % des Gesamtbestandes 

gesteigert werden. 

 

4.3 Begriff Kundenanlage  

Seit dem Urteil des Europäischen Gerichtshofs (EuGH) sowie dem Beschluss des 

Bundesgerichtshofs (BGH) zum Kundenanlagenbegriff nach dem Energiewirtschaftsgesetz 

(EnWG) steht die deutsche Definition der Kundenanlage auf dem Prüfstand. Klar ist: Seit der 

Einstufung der Definition nach § 3 Nr. 24a EnWG als unionsrechtswidrig besteht eine enorme 

Unsicherheit auf dem Energiemarkt sowie ein hoher Handlungsdruck, denn sobald Strom über 

eine gemeinschaftliche Infrastruktur fließt, greift die neue Rechtsprechung. 

Künftig müssten Betreiber von Kundenanlagen alle Pflichten eines regulierten Netzbetreibers 

übernehmen: 

• Verwaltung und Betrieb der Zählpunkte in den Mietwohnungen, 

• energiewirtschaftliche Marktkommunikation mit Netz- und Messstellenbetreibern, 

• Abführung von Netzentgelten, 

• buchhalterische Entflechtung von Netz und Vertrieb, 

• Einhaltung sämtlicher Vorgaben zu Sicherheit, Datenschutz und Verbraucherschutz. 

Mit Beschluss vom 13. November 2025 hat der Bundestag den Gesetzesentwurf zur 

Novellierung des EnWG beschlossen. 

Der Bundestag hat unter anderem den Vorschlag des Ausschusses für Energie und Wirtschaft 

angenommen, welcher eine Übergangsregelung für bereits bestehende Kundenanlagen 
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vorsah: Gemäß § 118 Absatz 7 EnWG sollen die Vorgaben zur Regulierung von Verteilernetzen 

erst ab dem 1. Januar 2029 auf bestehende Energieanlagen, die nach aktueller Gesetzeslage 

als sog. Kundenanlagen einzustufen sind, Anwendung finden. 

Der Gesetzgeber räumt ein, dass noch erhebliche Abgrenzungsprobleme bestehen. Welche 

Anlagen künftig tatsächlich unter die strengeren Vorgaben für Verteilernetze fallen und welche 

weiterhin als Kundenanlagen gelten, ist in vielen Konstellationen offen. 

 

4.4 Datenschutzmanagementsystem (DSMS) 

Datenschutz und Gleichbehandlung nach dem EnWG (Energiewirtschaftsgesetz) sind eng 

verknüpft, da der diskriminierungsfreie Zugang zu Netzen (§§ 1, 20 EnWG) und die Behandlung 

von Kundendaten sicherstellen, dass kein Akteur (Netzbetreiber, Lieferant) durch 

Datenmissbrauch oder einseitige Informationsvorteile bevorzugt wird. 

Die EVL betreibt ein etabliertes DSMS, um die gesetzlichen Anforderungen zum Datenschutz, 

insbesondere der Datenschutzgrundverordnung, zu erfüllen. Das DSMS beinhaltet 

insbesondere organisatorische Regelungen und technische Maßnahmen zum Schutz von 

personenbezogenen Daten. 

Um einen bestimmungsgemäßen und gesetzeskonformen Umgang mit personenbezogenen 

Daten sicherzustellen, sind Schulungen für Mitarbeitende essentiell, um das Bewusstsein für 

Datenschutz und die Bedeutung der Einhaltung von Datenschutzvorschriften zu schärfen. Die 

EVL setzt dies durch ein Schulungskonzept für Datenschutz um, welches regelmäßig, anlass- 

und themenbezogen die Mitarbeitenden in allen Bereichen schult. 

Die neue Stabsstelle für Informationssicherheit, Datenschutz und Compliance unterstützt die 

Umsetzung von Datenschutzmaßnahmen und die Einhaltung von Datenschutzvorschriften und 

dient als zentrale Anlaufstelle für Mitarbeitende und Externe in Fragen des Datenschutzes. Der 

Informationssicherheits- und Datenschutzkoordinator innerhalb dieser Stabsstelle unterstützt 

dabei das DSMS und dient als zusätzlicher Ansprechpartner. 

Die EVL ist bestrebt, das hohe Sicherheitsniveau und die Einhaltung von 

Datenschutzvorschriften zu halten und weiter zu verbessern, um die Anforderungen an die 

Informationssicherheit und den Datenschutz zu erfüllen. 

5 Schulungskonzept 

Das Schulungskonzept der EVL ist ein wesentlicher Bestandteil des 

Gleichbehandlungsmanagements. Ziel der Schulungen ist es, das Bewusstsein der 
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Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter für die Anforderungen der Gleichbehandlung zu stärken und 

Handlungssicherheit im Umgang mit entsprechenden Fragestellungen zu vermitteln. 

Die Schulungen umfassen insbesondere die gesetzlichen Grundlagen der 

energiewirtschaftlichen Entflechtung, die Anforderungen des Gleichbehandlungsprogramms 

sowie den Umgang mit wirtschaftlich sensiblen Informationen. 

Neben der Schulung neuer Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter können bei Bedarf auch 

zielgerichtete Schulungen für besonders relevante Organisationseinheiten durchgeführt 

werden. 

Nicht nur Mitarbeiter mit Tätigkeiten im Bereich des Netzbetriebs, sondern alle Mitarbeiter 

werden in die Schulungs- und Verpflichtungsaktionen eingebunden. Durch den engen Kontakt 

des Gleichbehandlungsbeauftragten zu den Mitarbeitern wird entflechtungsrelevantes Wissen 

nachhaltig in der Belegschaft verankert. 

Ein besonderer Schwerpunkt der Schulungen liegt in dem Thema der Sensibilisierung der 

Mitarbeiter bezüglich der Beschaffung und Weitergabe von wirtschaftlich sensiblen 

Informationen. 

Im Jahr 2025 wurden so 30 neue Mitarbeiter, Auszubildende und Praktikanten in 16 Terminen 

zu den Themen EnWG, DS-GVO und ISMS geschult. 

6 Überwachungskonzept 

Die Einhaltung der Vorgaben des Gleichbehandlungsprogramms wird durch ein strukturiertes 

Überwachungskonzept sichergestellt. 

Dieses umfasst insbesondere die regelmäßige Prüfung relevanter Geschäftsprozesse sowie den 

kontinuierlichen Austausch zwischen dem Gleichbehandlungsbeauftragten und den 

zuständigen Fachbereichen. Darüber hinaus werden organisatorische Veränderungen 

daraufhin überprüft, ob sie Auswirkungen auf die Einhaltung der 

Gleichbehandlungsvorschriften haben können. 

Der Gleichbehandlungsbeauftragte verfügt über umfassende Informationsmöglichkeiten im 

Hinblick auf die Einhaltung des Gleichbehandlungsprogramms. 

Durch seine organisatorische Einbindung in die relevanten Abstimmungsprozesse wird 

sichergestellt, dass er frühzeitig über geplante Veränderungen informiert wird. Dies ermöglicht 

es, mögliche Auswirkungen auf die Gleichbehandlungsvorgaben bereits im Vorfeld zu prüfen 

und gegebenenfalls entsprechende Anpassungen vorzunehmen. 
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7 Zusammenfassung 

Im Berichtszeitraum 2025 wurden die Anforderungen der energiewirtschaftlichen 

Gleichbehandlung innerhalb der Energieversorgung Leverkusen GmbH weiterhin konsequent 

umgesetzt. 

Die bestehenden organisatorischen Strukturen und Prozesse haben sich bewährt und 

gewährleisten eine diskriminierungsfreie Ausübung des Netzgeschäfts. Hinweise auf mögliche 

Verstöße gegen die Gleichbehandlungsvorschriften lagen im Berichtszeitraum nicht vor. 

Der Gleichbehandlungsbeauftragte wird auch künftig die Umsetzung des 

Gleichbehandlungsprogramms begleiten und die entsprechenden Prozesse kontinuierlich 

überprüfen. 

 

ppa. 

 

 

Matthias Schereik 
 




